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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates folgendes Gesetz beschlossen: 


Erster Abschnitt 

Allgemeine Vorschriften 

§ I 

Sachlicher Geltungsbereich 

Die Beförderung von Gütern mit Kraftfahrzeu- 
gen (Güterkraftverkehr) unterliegt den Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes. 

Begriff des Güternahverkehrs 

(1) Güternahverkehr ist die Beförderung von 
Gütern mit Kraftfahrzeugen für andere innerhalb 
der Grenzen eines Gemeindebezirks oder innerhalb 
eines Umkreises von fünfzig Kilometern (Nahzone). 
Für die Berechnung der Nahzone ist die Luftlinie 
maßgebend, gerechnet vom Mittelpunkt des Stand- 
ortes des Kraftfahrzeuges aus (Ortsmittelpunkt). 

(2) Zur Nahzone gehören alle Gemeinden, deren 
Ortsmittelpunkt in dieser Zone liegt. 

(3) Die höhere Landesverkehrsbehörde kann 
Städte mit mehr als einhunderttausend Einwohnern 
in Bezirke einteilen und für jeden Bezirk einen 
Ortsmittelpunkt bestimmen. Jeder dieser bezirk- 
lichen Ortsmittelpunkte gilt als Ortsmittelpunkt 
für das gesamte Stadtgebiet. 

(4) Für mehrere wirtschaftlich zusammengehörige 
Gemeinden oder Amtsbezirke kann die höhere Lan- 
desverkehrsbehörde einen gemeinsamen Ortsmittel- 
punkt festsetzen. 

(5) Die Begrenzung der Nahzone ist für jeden 
Ort des Bundesgebietes von der unteren Verkehrs- 
behörde des Landes zu bestimmen und öffentlich 
bekanntzumachen. 

.§3 

Begriff des Güterfernverkehrs 

Güterfernverkehr ist die Beförderung von Gütern 
mit Kraftfahrzeugen für andere über die Grenzen 
der Nahzone hinaus. 

§4 

Begriff des Werkverkehrs 

(i) Werkverkehr ist die Beförderung von Gütern 
für eigene Zwecke des Unternehmens, wenn folgen- 
de Voraussetzungen erfüllt sind: 

I. die beförderten Güter müssen zujn Verbrauch 
oder zur Wiederveräußerung erworben oder 
zum Eigengebrauch oder zur gewerbsmäßigen 
Vermietung oder zur Veredelung oder Verar- 
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beitung bestimmt oder von den Unternehmen 
erzeugt, gefördert oder hergestellt sein; 

2. die Beförderung muß der Heranschaffung der 
Güter zum Unternehmen, ihrer Fortschaffung 
vom Unternehmen oder ihrer Überführung 
entweder innerhalb des Unternehmens oder 
zum Zwecke des Eigengebraudies außerhalb des 
Unternehmens dienen; 

3. die Kraftfahrzeuge müssen bei der Beförderung 
von Angehörigen des Unternehmens, die nicht 
Angestellte anderer Unternehmen oder selb- 
ständige Unternehmer sein dürfen, bedient 
werden; 

4. die Kraftfahrzeuge müssen dem Unternehmen 
gehören oder von ihm auf Abzahlung gekauft 
sein. 

(2) Als Werkverkehr gilt in sinngemäßer An- 
wendung des Absatzes i weiter das Abschleppen 
von Kraftfahrzeugen sowie die Beförderung in 
besonders eingerichteten Vorführungswagen zum 
ausschließlichen Zweck der Werbung oder Beleh- 
rung. 

(3) Als Werkverkehr gilt auch die gemeinschaft- 
liche Verwendung der Kraftfahrzeuge mehrerer 
Unternehmen, wenn außer den im Absatz 1 unter 
Nr. I bis 3 aufgeführten Voraussetzungen folgende 
weitere Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. die Unternehmen müssen cier Erzeugung oder 
der Verarbeitung oder dem Handel mit Gütern 
dienen; 

2. zwischen den Unternehmen oder zwischen ihnen 
und einer Muttergesellschaft muß eine Kapital- 
beteiligung von mehr als fünfzig vom Hundert 
bestehen; 

3. die Kraftfahrzeuge müssen einem oder mehreren 
der beteiligten Unternehmen gehören oder von 
ihnen auf Abzahlung gekauft sein. 

§ 5 

Ausnahmen 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung: 

1. auf die Beförderung von Leichen in besonders 
hierfür eingerichteten und ausschließlich diesen 
Beförderungen dienenden Kraftfahrzeugen; 

2. auf Güterbeförderungen, die mit Personenkraft- 
wagen ohne Anhänger oder mit' Krafträdern 
ausgeführt werden; 

3. auf die Beförderung von Postsendungen mit 
Ausnahme von Stückgütern. 

(2) Personenkraftwagen im Sinne des Absatzes i 
Nr. 2 sind Kraftfahrzeuge mit nicht mehr als acht 
Sitzplätzen einschließlich des Führersitzes, die nach 
ihrer Bauart nicht zur Beförderung von Gütern be- 
stimmt sind. 
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(3) Postsendungen im Sinne des Absatzes i Nr. 3 
sind Pakete im Gewicht bis zu zwanzig Kilogramm. 

§ ^ 

Verbot der Umgehung 

(1) Durch Mißbrauch von Formen und Gestal- 
tungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts oder 
des Handelsrechts sowie durch Schaffung von 
3 cheintatbeständen dürfen die Vorschriften dieses 
Gesetzes nicht umgangen werden. 

(2) Eine verbotene Umgehung liegt insbesondere 
vor, wenn 

1. der Standort der Kraftfahrzeuge willkürlich 
gewählt wird; 

2. die Güter dem befördernden Unternehmen 
lediglich für die 2 eit der Beförderung übereignet 
werden; 

3. eine Ladung nach einem Ort innerhalb der 
Nahzone abgefertigt wird, sofern von vorn- 
herein eine Beförderung darüber hinaus beab- 
sichtigt ist; dabei macht es keinen Unterschied, 
ob die Beförderung auf dem gleichen Kraft- 
fahrzeug oder mit Umladung unterwegs aus- 
geführt wird und ob mehrere Unternehmen an 
der Beförderung beteiligt sind. 

' S 7 

Standort des Kraftfahrzeuges 

(1) Jedes Kraftfahrzeug, das im Güternah- oder 
im Güterfernverkehr verwendet werden soll, muß 
von dem Unternehmer für einen bestimmten Stand- 
ort angemeldet sein. Der Unternehmer muß an dem 
Standort den Sitz seines Unternehmens oder eine 
geschäftliche Niederlassung haben, 

(2) Ob die im Absatz i bezeichneten Vorausset- 
zungen gegeben sind, entscheidet die für den 
Standort zuständige untere Verkehrsbehörde. 

(3) Will ein Unternehmer den Standort des 
Kraftfahrzeuges in einen anderen Verwaltungsbe- 
zirk verlegen, so muß er das Kraftfahrzeug bei der 
unteren Verkehrsbehörde des neuen Standortes an- 
melden. Absatz 2 gilt entsprechend. Der Bundes- 
minister für Verkehr kann mit Zustimmung des Bun- 
desrates für Kraftfahrzeuge des Güternahverkehrs 
besondere Vorschriften erlassen. 

§ 8 

Beschriftung und Beschilderung 

Der Bundesminister für Verkehr kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über die Be- 
schriftung, Beschilderung und den Anstrich von 
Kraftfahrzeugen des Güterkraftverkehrs erlassen 
und insbesondere die Kennzeichnung der zugelasse- 
nen Kraftfahrzeuge des Güterfernverkehrs durdi 
eine Ordnungsnummer anordnen. 
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Zweiter Abschnitt 

Güterfern- uud Güternahverkehr 

I. Genehmigung für den Güterfernverkehr 
§ 9 

Genehmigungspflicht 

Wer Güterfernverkehr betreiben will, bedarf der 
Genehmigung. 

§ 10 

Genehmigungsvoraussetzungen 

(1) Die Genehmigung darf nur erteilt werden, 
wenn 

1. der Unternehmer persönlich zuverlässig und 
fachlich geeignet ist; 

2. das Fahrzeug nach Bauart und Bauzustand für 
den Güterfernverkehr geeignet ist und 

3. die Leistungsfähigkeit des Betriebes gewähr- 
leistet ist. 

(2) Die fachliche Eignung wird durch angemessene 
Tätigkeit in einem Unternehmen des Güterkraft- 
verkehrs oder der Spedition und Lagerei .oder durch 
Ablegung einer Prüfung nachgewiesen. Das Nähere 
regelt der Bundesminister für Verkehr. 

(3) Der Bundesminister für Verkehr kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Vorschriften über die 
Mindestnutzlast der Lastzüge und Kraftfahrzeuge 
des Güterfernverkehrs erlassen, 

§ II 

Verkehrsbedürfnis 

(1) Mit Zustimmung des Bundesrates setzt der 
Bundesminister für Verkehr die Gesamtzahl der 
Kraftfahrzeuge fest, die für den Güterfernverkehr 
auf Entfernungen über hundertfünfzig Kilometer 
hinaus genehmigt werden dürfen, und teilt sie auf 
die Länder auf. 

(2) Darüber hinaus können die Länder bis zu 
fünfundzwanzig vom Hundert des auf sie entfal- 
lenden Kontingents Genehmigungen für den Güter- 
fernverkehr in einem Umkreis bis zu hundertfünf- 
zig Kilometern erteilen (Bezirksgenehmigung). 

(3) Auch im Rahmen der Absätze i und 2 ist die 
Genehmigung zu versagen, wenn kein öffentliches 
Verkehrsbedürfnis vorliegt. 

§ 12 

Persönliche Natur und Gegenstand 

(1) Die Genehmigung wird dem Unternehmer für 
seine Person und für bestimmte Kraftfahrzeuge er- 
teilt. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn das 
Kraftfahrzeug nicht auf den Namen des Antrag- 
stellers zugelassen ist. 
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§ 13 

Dauer 

Die Genehmigung darf dem Unternehmer nur auf 
Zeit erteilt werden. Ihre Dauer ist so ausreichend 
zu bemessen, daß der Unternehmer innerhalb dieses 
Zeitraumes das Anlagekapital tilgen kann; sie be- 
trägt mindestens acht Jahre. 

§ 14 

Geltungsbereich der Genehmigung 

(1) Die Genehmigung kann, abgesehen von dem 
Fall des § ii Absatz 2, auch unter anderen ver- 
kehrsmäßigen Beschränkungen, insbesondere hin- 
sichtlich der VerJ^ehrsbeziehung und der Güterart, 
erteilt werden. 

(2) Unternehmern von Güterfernverkehr ist es 
verboten, außerhalb der Nahzone des Standortes 
Güter für andere auf Entfernungen von weniger 
als fünfzig Kilometern zu befördern. Die An- und 
Abfuhr von Gütern, die dem Unternehmer zur Be- 
förderung im Güterfernverkehr übergeben werden, 
und der Stückgutlinienverkehr mit Unterwegsbedie- 
nung sind gestattet. Das Nähere bestimmen die Be- 
förderungsbedingungen. 

§ 15 

Zuständige Behörde 

(1) Für die Erteilung der Genehmigung ist die- 
jenige höhere Landesverkehrsbehörde zuständig, in 
deren Bezirk das Unternehmen seinen Sitz hat. 

(2) Hat ein Unternehmen keinen Sitz im Inland, 
so entscheidet über die Genehmigung die höhere 
Landesverkehrsbehörde, in deren Bezirk das Grenz- 
zollamt liegt, dem bei der ersten Fahrt aus dem 
Ausland nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes die 
Zollabfertigung obliegt. 

§ 

Anhörungspflicht 

(1) Die Genehmigungsbehörde ist verpflichtet, 
vor der Entscheidung über den Antrag auf Erteilung 
einer Genehmigung für den Güterfernverkehr die 
Vertretung des Güterfernverkehrsgewerbes, die In- 
dustrie- und Handelskammer und die zuständige 
Gewerkschaft zu hören. 

(2) Widersprüche gegen den Antrag sind bei der 
Genehmigungsbehörde binnen zwei Wochen seit 
Eingang der Mitteilung über die Antragstellung gel- 
tend zu machen. 

(3) Die Entscheidung der Genehmigungsbehörde 
ist allen an dem Genehmigungsverfahren Beteiligten 
mitzuteilen. Die Ablehnung des Antrages ist zu be- 
gründen. 
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S 17 

Widerrufsvorbehalt 

(1) Die Genehmigung darf erst erteilt werden, 
wenn die Widersprüche (§ 16) endgültig erledigt 
sind, 

(2) Die Erteilung einer vorläufigen Genehmigung 
und die Erteilung einer Genehmigung unter dem 
Vorbehalt des Widerrufes ist unzulässig. Ist über 
den von einem am Genehmigungsverfahren Beteilig- 
ten erhobenen Widerspruch noch nicht endgültig ent- 
schieden, so kann die Genehmigungsbehörde, falls 
das öffentliche Verkehrsbedürfnis die Erteilung der 
Genehmigung dringend erfordert, die Genehmigung 
unter dem Vorbehalt des \Widerrufes für den Fall 
erteilen, daß der Widerspruch endgültig für begrün- 
det erklärt wird. 

§ 18 

Genehmigungsurkunde 

(1) Die Genehmigung wird durch Aushändigung 
einer Genehmigungsurkunde erteilt. 

(2) Die Genehmigungsurkunde muß enthalten: 

1. den Hinweis auf dieses Gesetz, 

2. die Bezeidinung des Unternehmers und den Sitz 
des Unternehmens, 

3. die Bezeichnung des Im Betrieb verwendeten 
- Kraftfahrzeuges unter Angabe des amtlichen 

Kennzeichens, 

4. die Zeitdauer, für welche die Genehmigung er- 
teilt wird, 

5. die Bedingungen und Auflagen, unter denen 
die Genehmigung erteilt wird. 

(3) Ändert sich die Bezeichnung des Unternehmers 
oder der Sitz des Unternehmens oder das amtliche 
Kennzeichen, so hat der Unternehmer dies der Ge- 
nehmigungsbehörde mitzuteilen und ihr die Geneh- 
migungsurkunde zum Zwecke der Beriditigung vor- 
zulegen. 

§ 19 

Sicherheitsleistung 

Für die Erfüllung der dem Unternehmer oblie- 
gen Verpflichtungen kann die Genehmigungsbe- 
hörde die Gestellung einer Sicherheit fordern. 

§' 20 

Aushändigung der Genehmigungsurkunde 
an juristische Personen 

Einer Aktiengesellschaft, einer Kommanditgesell- 
schaft auf Aktien oder einer Gesellschaft mit be- 
schränkter Haftung darf die Genehmigungsurkunde 
erst ausgehändigt werden, wenn die Eintragung In 
das Handelsregister nachgewiesen ist. Entsprechen- 
des gilt für Genossenschaften. 
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§ 21 

Mitteilung an das Versicherungsamt 

Die Genehmigung ist dem zuständigen Versiche- 
rungsamt wegen Anmeldung des Betriebes zur Be- 
rufsgenossenschaft mitzuteilen. Die Anzeigepflicht 
des Unternehmers nach § 653 der Reichsversiche- 
rungsordnung 'bleibt unberührt. 

Auswechselung des Kraftfahrzeuges und 
Übertragung der Genehmigung 

(1) Eine Genehmigung ist auch erforderlich, wenn 
an die Stelle eines Kraftfahrzeuges, für welches 
eine Genehmigung bereits erteilt ist, ein anderes 
Kraftfahrzeug treten soll. 

(2) Die Genehmigung kann dadurch erteilt wer- 
den, daß eine entsprechend geänderte Genehmi- 
gungsurkunde ausgehändigt wird. 

§ 23 

Tod des Unternehmers 

Beim Tode des Unternehmers kann der Erbe das 
Unternehmen vorläufig weiterführen. Die Befugnis 
erlischt, wenn der Erbe nicht binnen drei Monaten 
nach Ablauf der für die Ausschlagung der Erbschaft 
vorgeschriebenen Frist die Genehmigung beantragt 
hat. §§ 72 und 73 bleiben unberührt. 

2. Genehmigung für den Güternahverkehr 

§ ^4 

Genehmigungspflicht 

(1) Wer Güternahverkehr betreiben will, bedarf 
der Genehmigung. 

(2) Die Genehmigung wird dem Unternehmer für 
seine Person von der unteren Landesverkehrsbe- 
hörde, in deren Bezirk das Unternehmen seinen Sitz 
hat, auf Dauer erteilt. 

(3) Keiner Genehmigung bedarf die zum land- 
und forstwirtschaftlichen Betriebe gehörende Beför- 
derung von Gütern für andere. 

§ 25 

Anwendbarkeit von Bestimmungen 

Die Vorschriften des § 10 Absatz 1 Nr. i und 
Absatz 2, § 18 Absatz i und Absatz 2 Nr. i und 
2, und der §§ 20, 21 und 23 finden sinngemäße 
Anwendung. 


3, Tarife 

§ 26 

Festsetzung 

(i) Die Tarife für den Güterkraftverkehr, die 
alle zur Berechnung des Beförderungsentgelts not- 
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wendigen Angaben, nämlich Beförderungspreise und 
Entgelt für Nebenleistungen sowie alle anderen für 
den Beförderungsvertrag erforderlichen Bestim- 
mungen (Beförderungsbedingungen) enthalten 
müssen, werden durch den Bundesminister für Ver- 
kehr festgesetzt. Artikel 8o Absatz 2 des Grundge- 
setzes bleibt unberührt. 

(2) Tarife für den Güternahverkehr, die nür für 
ein Land oder einen Teil eines Landes Geltung 
haben, können von der Landesregierung festgesetzt 
werden. 

(3) Das gleiche gilt bei Änderungen von Tarifen. 

§ 27 

T arifkommission 

(1) Vor der Festsetzung der Tarife ist eine Kom- 
mission zu hören, die sich aus Vertretern der Ver- 
kehrsträger und der Wirtschaft zusammensetzt. Das 
gleiche gilt bei wesentlichen Änderungen von Ta- 
rifen. 

(2) Die Mitglieder werden vom Bundesminister 
für Verkehr ernannt. Für jedes Mitglied ist ein 
Stellvertreter zu bestimmen. Die weiteren Einzelhei- 
ten regelt der Bundesminister für Verkehr mit Zu- 
stimmung des Bundesrates. 

(3) Die Vorschriften der Absätze i und 2 gelten 
bei der Festsetzung von Tarifen gemäß ^ 26 Ab- 
satz 2 nach näherer Bestimmung der Landesregie- 
rung entsprechend. 

§ 28 

Inkrafttreten 

(1) Tariferhöhungen oder andere Erschwerungen 
der Beförderungsbedingungen treten frühestens 
einen Monat nach Ablauf des Tages in Kraft, an 
dem das Verkündungsblatt ausgegeben worden ist, 
falls nicht im Einzelfalle etwas anderes bestimmt 
ist. Im übrigen gilt § 3 des Gesetzes über die Ver- 
kündung von Rechts Verordnungen vom 30. Januar 
1950 (BGBl. S. 23). 

(2) Die Veröffentlichung der gemäß ^ 26 Ab- 
satz 2 festgesetzten Tarife erfolgt nach landesrecht- 
lichen Vorschriften. 

§ 29 

Unzulässige Vergünstigungen und Zuwendungen 

(1) Bei Festtarifen sind Ermäßigungen des Beför- 
derungsentgeltes und andere Vergünstigungen, die 
nicht veröffentlicht worden sind und nicht unter 
gleichen Bedingungen jedermann zugute kommen, 
unzulässig. Unzulässig sind ferner Zahlungen oder 
andere Zuwendungen, die einer Umgehung des ta- 
rifmäßigen Beförderungsentgelts gleichkommen. 

(2) Die rechtliche Wirksamkeit des Beförderungs- 
vertrages wird durch tarifwidrige Abreden im 
Sinne des Absatzes i nicht berührt. Die Höhe des 
Beförderungsentgeltes richtet sich in diesen Fällen 
stets nach den Bestimmungen des Tarifs (§ 26 ). 
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4. Pflichten der am Beförderungsvertrage 
Beteiligten 

S 30 

Unzulässiger Haftungsausschluß 

D,er Unternehmer kann die ihm nach den gesetz- 
lichen Vorschriften oder den Beförderungsbedingun- 
gen (§ 26) obliegende Haftung durch Vertrag weder 
ausschließen noch beschränken. 

S 31 

Güterschadensversicherung 

(1) Der Unternehmer ist verpflichtet, sich für alle 
Schäden, für die er nach den gesetzlichen Vor- 
schriften oder den Beförderungsbedingungen (§ 26) 
haftet, zu versichern. Der Bundesminister für Ver- 
kehr kann im Güternahverkehr für die Beförderung 
geringwertiger Güter Ausnahmen zulassen. 

(2) Der Unternehmer hat vor Aushändigung der 
Genehmigungsurkunde den Nachweis der Versiche- 
rung zu erbringen. 

§ 32 

Haftpflichtversicherung ausländischer 
Kraftfahrzeuge 

(1) Der Unternehmer, dessen Kraftfahrzeug 
seinen regelmäßigen Standort nicht im Inland hat, 
ist verpflichtet, sich für alle Schäden, für die er ge- 
mäß den Vorschriften des Gesetzes über den Ver- 
kehr mit Kraftfahrzeugen haftet, zu versichern. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann jederzeit den 
Nachweis der Versicherung verlangen. § 31 Ab- 
satz 2 gilt entsprechend. 

S 33 

Beförderungs- und Begleitpapiere 
Fahrtnachweisbuch 

(1) Im Güterfernverkehr sind Unternehmer und 
Absender verpflichtet, dafür zu sorgen, daß über 
jede Sendung die von dem Bundesminister für Ver- 
kehr vorgeschriebenen Beförderungs- und Begleit- 
papiere ausgefertigt werden. 

(2) Jede Fahrt ist vor deren Antritt in ein Fahrt- 
11 ach weisbuch einzutragen. Die näheren Bestimmun- 
gen trifft der Bundesminister für Verkehr; er kann 
Ausnahmen zulassen. 

(3) Die Beförderungs- und Begleitpapiere, das 
Fahrtnachweisbuch und die Genehmigungsurkunde 
sind auf der Fahrt mitzuführen und auf Verlangen 
zuständigen Beamten zur Prüfung auszuhändigen. 

S 34- 

Buchführungspflicht 

(i) Unternehmer und Spediteur sind verpflichtet, 
über den Güterkraftverkehr Bücher zu führen und 
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in diesen die Bef örderungsgeschäf te, insbesondere das 
Beförderungsentgelt, nach den Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger Buchführung ersichtlich zu machen. 
Der Unternehmer ist weiter verpflichtet, die Beför- 
derungspapiere nach Beendigung der Beförderung 
zwei Jahre aufzubewahren. 

(2) Bei Unternehmern des Güternahverkehrs, die 
ohne dieses Gesetz nicht zur Buchführung ver- 
pflichtet wären, genügen Aufzeichnungen einfacher 
Art. Der Bundesminister für Verkehr kann nähere 
Vorschriften erlasssen. 

§ 35 

Haftung für den Inhalt der Beförderungspapiere 

Alle an dem Beförderungsvertrag Beteiligten haf- 
ten für die Richtigkeit und Vollständigkeit ihrer 
Angaben und Erklärungen in den Beförderungspa- 
pieren. 

§ 3 ^ 

Zuschlag zum Beförderungsentgelt 

Der Absender hat bei unrichtiger, ungenauer oder 
unvollständiger Angabe des Inhalts oder des Ge- 
wichts der Sendung oder der Beförderungsstrecke 
einen Zuschlag zu dem Beförderungsentgelt zu zah- 
len. Das Nähere bestimmen die Beförderungsbedin- 
gungen (§ 26). 


5. Möbelfernverkehr 

§ 37 

Geltung des Gesetzes 

Für die Beförderung von Möbeln im Güterfern- 
verkehr in besonders hierfür eingerichteten und aus- 
schließlich solchen Beförderungen dienenden Kraft- 
fahrzeugen oder Anhängern (Fahrzeuge des Möbel- 
fernverkehrs) gelten die Vorschriften dieses Ge- 
setzes, soweit nicht in §§38 bis 40 anderes be- 
stimmt ist. 

§ 38 

Möbelfemverkehr außerhalb der Nahzone 

(1) Unternehmer von Möbel fern verkehr dürfen . 
außerhalb der Nahzone in Fahrzeugen des Möbel- 
fernverkehrs nur Möbel befördern. 

(2) Unternehmer des Güterfernverkehrs dürfen 
außerhalb der Nahzone keine Umzüge (Beförde- 
rung von Umzugsgut, Erbgut und Heiratsgut) 
durchführen. Die Beförderung einzelner Möbel 
außerhalb eines Umzuges als Stückgut ist erlaubt. 

§ 39 

Freistellung von der Verpflichtung 
zur Güterschadensversldierung 

§ 31 findet auf die Beförderung von Möbeln in 
Fahrzeugen der im § 37 genannten Art im Fern- 
und Nahverkehr keine Anwendung. 
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§ 40 

Anhörung des Möbeltransportgewerbes 

Anstelle der Vertretung des Güterfern verkehrsge- 
werbes ist in den Fällen der §§ i6 Absatz i und 74 
die Vertretung des Möbeltransportgewerbes zu 
hören. 

6, Güterkraftverkehr der Bundesbahn 

§ 41 

Umfang des Güterkraftverkehrs 

(1) Die Deutsche Bundesbahn kann Güterkraft- 
verkehr mit eigenen und Unternehmer-Kraftfahr- 
zeugen betreiben. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr hat mit Zu- 
stimmung des Bundesrates der Deutschen Bundes- 
bahn hinsichtlich des Umfangs des Güterfernver- 
kehrs Beschränkungen aufzuerlegen, um ein angemes- 
senes Verhältnis des Güterfernverkehrs der Deut- 
schen Bundesbahn zum gewerblichen Güterfernver- 
kehr sicherzustellen. Er hat im Einvernehmen mit 
der obersten Landesverkehrsbehörde anzuordnen, 
daß der von der Deutschen Bundesbahn innerhalb 
des Landes betriebene Güterfernverkehr ein ange- 
messenes Verhältnis zum gewerblichen Güterfern- 
verkehr dieses Landes nicht überschreiten darf. 

§ 42 

Geltung des Gesetzes 

Für den Güterkraftverkehr der Deutschen Bun- 
desbahn gelten nicht die Vorschriften der 9 bis 
13, T4 Absatz I, 15 bis 25, 31, 71 bis 7^. 

§ 43 
Aufsicht 

Der Güterfernverkehr der Deutschen Bundesbahn 
unterliegt, unbeschadet der Bestimmungen des Vier- 
ten Abschnittes, der Aufsicht des Bundesministers 
für Verkehr. 


Dritter Abschnitt 

Werkverkehr 

§ 44 

Meldepflicht 

Jedes Kraftfahrzeug, das im Werkfernverkehr 
verw^endet werden soll, muß von dem Unterneh- 
mer für einen bestimmten Standort bei der höheren 
Landesverkehrsbehörde angemeldet werden. Das 
Nähere regelt der Bundesminister für Verkehr. 

§ 45 

F ahrtnachw eisbuch 

Jede Fernfahrt im Werkverkehr ist vor dem An- 
tritt in ein Fahrtnachweisbuch einzutragen, dessen 


13 



Form der Bundesminister für Verkehr bestimmt. 
Dieses ist auf der Fahrt mitzuführen und auf Ver- 
langen zuständigen Beamten zur Prüfung auszuhän- 
digen. 

Vierter Abschnitt 

Überwachung des Güterkraftverkehrs 

I. Landesanstalten und ihre Aufgaben 

§ 46 

Errichtung und Zweck 

Der Güterkraftverkehr wird durch landesunmit- 
telbare Anstalten des öffentlichen Rechts überwacht; 
sie werden von den Landesregierungen errichtet. 

§ 47 

Aufgaben 

Die Überwachung hat sich darauf zu erstrecken: 

1. daß der Unternehmer die Tarife und die Be- 
förderungsbedingungen einhält; 

2. daß der Unternehmer der ihm gemäß ^31 ob- 
liegenden Verpflichtung zur Schadensversiche- 
rung nachkommt; 

3. daß alle am Bef örderungs vertrag Beteiligten 
ihre gesetzlichen Pflichten erfüllen; 

4. daß Güterkraftverkehr nicht ohne die erforder- 
liche Genehmigung oder Anmeldung durchge- 
führt wird. 

2. Aufbau und Organe 

§ 48 

Rechtsfähigkeit, Name und Sitz 

(1) Die Landesanstalt ist rechtsfähig. 

(2) Sie führt den Namen „Landesanstalt (Name 
des Landes) zur Überwachung des Güterkraftver- 
kehrs‘k 

(3) Ihr Sitz wlird durch die Landesregierung be- 
stimmt. 

S 49 
Satzung 

Der Aufbau der Landesanstalt wird, soweit er 
nicht in den folgenden Vorschriften bestimmt ist, 
durch eine Satzung geregelt, die von der Landes- 
regierung erlassen wird. 

§ 50 

Organe 

Organe der Landesanstalt sind der Leiter und der 
Beirat. 

§ 51 

Leiter 

(1) Der Leiter wird von der obersten Landesver- 
kehrsbehörde nach Anhörung des Beirats ernannt 
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und abberufen. Diese regelt das Dienstverhältnis 
des Leiters und setzt insbesondere seine Dienstbe- 
züge fest. 

(2) Der Leiter vertritt die Landesanstalt gericht- 
lich und außergerichtlich. Er hat die Stellung eines 
gesetzlichen Vertreters. Er erläßt nach Anhörung 
des Beirats eine Geschäftsordnung. Die Geschäfts- 
führung regelt er durch eine Geschäftsanweisung. 

§ 52 

Verbotene Nebentätigkeit 

Der Leiter und die sonstigen im Dienst der Lan- 
desansalt stehenden Personen dürfen weder Güter- 
kraftverkehr noch Kraftwiagenspedition betreiben 
und auch nicht an einem Unternehmen dieser Art 
beteiligt oder in einem solchen tätig sein. 

S 53 

Beirat 

(1) Der Beirat besteht aus höchstens sieben Mit- 
gliedern. Für jedes Mitglied wird ein Vertreter be- 
stellt. Die Inhaber einer Güterkraftverkehrsgeneh- 
migung, die Deutsche Bundesbahn, die verladende 
Wirtschaft und die Gewerkschaft müssen durch je 
ein Mitglied vertreten sein. 

(2) Die Mitglieder und ihre Vertreter werden von 
der obersten Landesverkehrsbehörde ernannt und 
abberufen. 

§ 54 

Aufgaben des Beirats 

(1) Der Beirat berät den Leiter bei der Führung 
der Geschäfte, insbesondere bei der Festsetzung der 
Gebühren. 

(2) Der Inhalt von Unterlagen, aus denen sich 
Einzel Vorgänge des Straßengüterverkehrs unmittel- 
bar oder mittelbar ergeben, darf den Mitgliedern 
des Beirats nicht bekanntgegeben werden. 

§ 55 

Haushaltsplan 

(1) Das Rechnungsjahr ist das Kalenderjahr. 

(2) Der Leiter hat rechtzeitig vor Beginn eines 
jeden Redinungsjahres einen Haushaltsplan festzu- 
stellen. Vor Feststellung des Haushaltsplanes hat er 
den Beirat zu hören. 

(3) Der Haushaltsplan bedarf der Genehmigung 
der obersten Landesverkehrsbehörde. 

§ 5 ^ 

Haushaltsrechnung 

Nach Abschluß des Rechnungsjahres hat der Lei- 
ter über alle Einnahmen und Ausgaben des abge- 
schlossenen Rechnungsjahres Rechnung zu legen 
(Haushaltsrechnung). Der Beirat hat die Haushalts- 
rechnung entgegenzunehmen und die Rechnungsprü- 
fer für die Haushaltsrechnung zu bestimmen. 
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S 57 

Gebühren 

Die Kosten der Überwachung werden durch Ge- 
bühren gedeckt, die nadi Maßgabe einer von der 
Landesregierung zu erlassenden Gebührenordnung 
vom Unternehmer erhoben werden. Bei der Bemes- 
sung der Gebühren ist von den der Landesanstalt 
erwachsenden persönlichen und sächlichen Kosten 
auszugehen, denen die Gebühren von Haushaltsjahr 
zu Haushaltsjahr anzupassen sind. 

3. Befugnisse und Vollstreckung 
§ 58 

Befugnisse 

(1) In Durchführung der Überwachungsaufgaben 
gemäß § 47 Nr. i bis 3 hat die Landesanstalt fol- 
gende Befugnisse: 

1. sie kann durch Beauftragte die erforderlichen 
Ermittlungen anstellen, auch Einsicht in die Bücher 
und Geschäftspapiere aller am Beförderungsver- 
trag oder seiner Abrechnung und Prüfung Betei- 
ligten nehmen lassen; 

2. sie und ihre Beauftragten können von den in 
Nr. I genannten Beteiligten und den in deren 
Geschäftsbetrieb tätigen Personen Auskunft über 
alle Tatsachen verlangen, die für die Durch- 
führung der Überwachung von Bedeutung sind. 
Die Auskunft ist wahrheitsgemäß nach bestem 
Wissen und Gewissen zu erteilen; 

3. ihre Beauftragten können Grundstücke und 
Räume der in Nr. i genannten Beteiligten be- 
treten, um an Ort und Stelle innerhalb der üb- 
lichen Geschäfts- und Arbeitsstunden Ermittlun- 
gen durchzuführen. Die in Nr. 2 genannten Per- 
sonen haben ihnen hierbei jede Auskunft und 
Nachweisung zu erteilen, deren sie bedürfen; 

4. sie kann auch außerhalb der Geschäftsräume der 
Beteiligten, insbesondere auf den Straßen, zur 
Kontrolle der Ladung und der Beförderungs- 
und Begleitpapiere Überwachungsmaßnahmen 
durchführen; das Verfahren regelt die oberste 
Landesverkehrsbehörde Im Einvernehmen mit 
den beteiligten anderen obersten Landesbe- 
hörden. 

(2) Absatz I findet Im Falle des § 47 Nr. 4 ent- 
sprechende Anwendung. 

§ 59 

Zwangsmaßnahmen 

Die Landesanstalt . kann die Durchführung ihrer 
Anordnungen nach den für die Durdbsetzung von 
Verwaltungsmaßnahmen allgemein geltenden lan- 
desrechtlidien Bestimmungen erzwingen. 
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§ 

Verwaltungszwangsverfahren 

Die Gebühren werden nach den landesrechtlidben 
Vorschriften über das Verwaltungszwangsverfahren 
eingezogen. 

4. Pflichten des Unternehmers gegenüber der 
Landesanstalt 

§ 61 

Nachweis der Beförderungsleistungen 

Der Unternehmer ist verpflichtet, zum Zwecke 
der Einzelprüfung der Landesanstalt monatlich eine 
Nachweisung über die von ihm ausgeführten Fern- 
fahrten nach besonderem Muster unter Beifügung 
der Beförderungspapiere und des Fahrtnachweis- 
buches vorzulegen. Die Einzelheiten werden durch 
die Landesanstalt geregelt. 

§ 62 

Nachweis der Güter Schadens Versicherung 

(1) Der Nachweis der Versicherung gemäß § 31 
ist durch eine vom Versicherer zu erteilende Ver- 
sicherungsbestätigung nach vorgeschriebenem Muster 
zu erbringen. Der Versicherer ist verpflichtet, dem 
Versicherungsnehmer bei Beginn des Versicherungs- 
schutzes die Versicherungsbestätigung kostenlos zu 
erteilen. 

(2) Die Genehmigungsbehörde hat dem Versiche- 
rer eine Ausfertigung der Genehmigungsurkunde zu 
übersenden. 

(3) Die Landesanstalt kann jederzeit die Vorlage 
des Versicherungsscheines und den Nachweis über 
die Zahlung des letzten Beitrages verlangen. 

(4) Der Versicherer * hat der Landesanstalt mit 
Formblatt nach vorgeschriebenem Muster Anzeige 
zu erstatten, sobald die Versicherungsbestätigung 
ihre Geltung verloren hat. 

(5) Der Unternehmer ist verpflichtet, wenn eine 
ausreichende Schadens Versicherung nicht mehr be- 
steht, unverzüglich die Genehmigungsurkunde an die 
Genehmigungsbehörde abzuliefern. Geht der Lan- 
desanstalt eine Anzeige nach Absatz 4 zu, so hat sie 
diese der Genehmigungsbehörde zum Zwecke der 
unverzüglichen Einziehung der Genehmigungs- 
urkunde weiterzureichen. 

S ^3 

Unterschiedsausgleich 

Die Landesanstalt ist berechtigt und verpflichtet, 
den Unterschied zwischen einem nach ^ 26 maß- 
gebenden Festtarif und einem niedrigeren Beförde- 
rungsentgelt im eigenen Namen nachzufordern und 
zu vereinnahmen. 
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S 64 

Herausgabe von Zuwendungen 

Zahlungen oder andere Zuwendungen im Sinne 
des § 29 Absatz i Satz 2 hat der Empfänger der 
Landesanstalt herauszugeben oder in voller Höhe 
desjenigen Wertes zu erstatten, den die Zuw?endun- 
gen beim Empfang hatten. Der Empfänger kann 
sich nicht darauf berufen, daß er nicht mehr be- 
reichert -ist, § 63 gilt entsprechend. 

5. Aufsicht 

Allgemeine Aufsicht 

Die Landesanstalt unterliegt der Aufsicht der 
obersten Landes Verkehrsbehörde. Die Aufsicht er- 
streckt sich auf die Gesetzmäßigkeit und die Zweck- 
mäßigkeit der Maßnahmen der Landesanstalt. 

§ 66 

Pflicht zur Unterrichtung und zur Abgabe von 
Ermittlungsergebnissen 

(1) Die Landesanstalt hat die oberste Landesver- 
kehrsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle über 
Vorgänge von besonderer Bedeutung zu unter- 
richten. 

(2) Sie hat nach Abschluß ihrer Ermittlungen 
wegen Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen 
dieses Gesetzes oder der Tarife ihre Verhandlungen 
ohne Verzug an die von der obersten Landesver- 
kehrsbehörde gemäß § 78 in Verbindung mit § 99 
Absatz I des Wirtschaftsstrafgesetzes bestimmte 
Stelle abzugeben. 

§ 67 

Landesbeauf tragter 

Stellt die oberste Landesverkehrsbehörde fest, 
daß Maßnahmen der Landesanstalt gegen das 
öffentliche Interesse verstoßen oder daß die gesetz- 
lichen oder satzungsgemäßen Aufgaben von der 
Landesanstalt nicht genügend erfüllt werden, so kann 
sie die Aufgaben der Landesanstalt durch einen 
Landesbeauftragten wahrnehmen lassen. Die durch 
dessen Tätigkeit entstehenden Kosten trägt die 
Landesanstalt. 

6. Amtshilfe 

S ^8 

Die Landesanstalten haben sich gegenseitig Amts- 
hilfe zu leisten. 

7. Wahrnehmung der Aufgaben durch eine 
Anstalt für mehrere Länder 

§ 69 

Mehrere Länder können vereinbaren, daß die 
Überwachungsaufgaben von der Anstalt eines Lan- 
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des oder einer gemeinsamen Anstalt wahrgenommen 
werden. 

8. Sicherung einer einheitlichen Überwachung 
im Bundesgebiet 

§ 70 

(1) Um eine einheitliche Wahrnehmung der 
Überwachungsaufgaben im Bundesgebiet zu ge- 
währleisten, wird eine Kommission beim Bundes- 
minister für Verkehr gebildet. Sie besteht aus den 
Leitern der Landesanstalten unter seinem Vorsitz. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr hört die 
Kommission vor dem Erlaß allgemeiner Verwal- 
tungs vorschrif ten , 

Fünfter Absdinitt 

Aufsicht der Genehmigungsbehörde 

§ 71 

Allgemeine Aufsicht 

(1) Unbeschadet der Überwachung des Güter- 
kraftverkehrs durch die Landesanstalt unterliegen 
die Unternehmer hinsichtlich der Erfüllung der Vor- 
schriften dieses Gesetzes und der ihnen durch die 
Genehmigung auferlegten Verpflichtungen der Auf- 
sicht der Genehmigungsbehörde. 

(2) Die §§58 und 59 finden entsprechende An- 
wendung. 

§ 72 

Pflicht zur Rücknahme der Genehmigung 

Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung 
zurückzunehmen, 

1. wenn die in § 29 Absatz i und in den §§30 
bis 34 festgesetzten Verpflichtungen wiederholt 
gröblich verletzt werden; 

2. wenn das Fernverkehrskraftfahrzeug nicht mehr 
auf den Namen des Unternehmers zugelassen ist. 

§ 73 

Befugnis zur Rücknahme der Genehrhlgung 

(i) Die Genehmigungsbehörde kann die Genehmi- 
gung zurücknehmen: 

1. wenn die Genehmigung auf Grund von unrich- 
tigen Angaben erteilt worden Ist, die der Unter- 
nehmer oder sein Bevollmächtigter wissentlich 
oder grobfahrlässig, gemacht hat; 

2. wenn Personen, die für die Leitung des Unter- 
nehmens verantwortlich sind, gegen die Bedin- 
gungen oder Auflagen der Genehmigung wieder- 
holt in grober Weise verstoßen oder die im 
Interesse der Öffentlichen Sicherheit erlassenen 
Vorschriften trotz Abmahnung nicht erfüllen; 
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3* wenn Personen, die für die Leitung des Unter- 
nehmens verantwortlich sind, wfegen Verstoßes 
gegen Tarifvorschriften mehr als zweimal rechts- 
kräftig bestraft worden sind; 

4. wenn nach Erteilung der Genehmigung sonstige 
schwerwiegende Umstände eintreten, aus denen 
sich die Unzuverlässigkeit der für die Leitung 
des Unternehmens verantwortlichen Personen 
ergibt. 

(2) Die Genehmigungsbehörde kann die Genehmi- 
gung auch zurücknehmen: 

1. wenn der Unternehmer seine ihm gesetzlich ob- 
liegenden sozialen Verpfliditungen wiederholt 
nicht erfüllt hat; 

2. wenn ein Unternehmer des Güterfernverkehrs 
mit seinem Frachtumsatz für die Dauer von 
mindestens einem Jahr erheblich unter dem Lan- 
desdurchschnitt liegt. 

§ 74 

Anhörungspflicht 

Vor Zurüdcnahme' der Genehmigung sind die 
Vertretung des Güterkraftverkehrsgewerbes, die 
Industrie- und Handelskammer und die zuständige 
Gewerkschaft zu hören. 

§ 75 

Untersagung des Speditlonsgewerbes 

(1) Die höhere Landesverkehrsbehörde (§ 15) 
kann einem Spediteur das Gewerbe untersagen, 
wenn er 

1. Beförderungsverträge entgegen der Bestimmung 
des ^ 29 Absatz i Satz i anbietet, vermittelt, ab- 
schließt oder erfüllt; 

2. Zahlungen oder andere Zuwendungen entgegen 
der Bestimmung des § 29 Absatz r Satz 2 ver- 
mittelt, leistet oder annimmt; 

3I in den Beförderungspapieren über Art und 
Menge der Beförderungsgüter oder Beförde- 
rungsstrecke unrichtige, ungenaue oder unvoll- 
ständige Angaben macht. 

(2) Vor der UntersJagung des Gewerbes sind die 
Vertretung des Speditionsgewerbes und die Indu- 
strie- und Handelskammer zu hören. 

Sechster Abschnitt 

Entscheidung von Zweifelsfällen und Rechtsmittel 

§ 7 ^ 

Behördliche Entscheidung von Zweifelsfällen 
(i) Entstehen Zweifel darüber, ob eine Güterbe- 
förderung genehmigungspflichtig ist, so entscheidet 
die für den Sitz des Unternehmens zuständige höhere 
Landes Verkehrsbehörde. 
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(i) Die Entscheidung ist zu begründen und allen 
an dem Verfahren Beteiligten zuzustellen. 

§ 77 

Beschwerde 

(1) Gegen Verfügungen, Anordnungen, Entschei- 
dungen oder sonstige Maßnahmen einer Landesver- 
kehrsbehörde ist die Beschwerde an die nächsthöhere 
Landes Verkehrsbehörde (Beschwerdebehörde) zu- 
lässig. 

(2) Die Beschwerde ist innerhalb eines Monats seit 
Bekanntgabe der Maßnahme bei der Landesver- 
kehrsbehörde einzulegen, deren Maßnahme ange- 
fochten wird. Diese kann der Beschwerde abhelfen. 
Die Frist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde bei 
der Beschwerdebehörde eingelegt wird. 

(3) Absätze i und 2 finden auf Maßnahmen der 
Landesanstalt mit der Maßgabe entsprechende An- 
wendung, daß an die Stelle der nächsthöheren Lan- 
desverkehrsbehörde die oberste Landesverkehrsbe- 
hörde tritt. 


Siebenter Abschnitt 

Strafbestimmung 

§ 7 ^ 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. Güterkraftverkehr ohne die erforderliche Ge- 
nehmigung oder Anmeldung betreibt, 

2. als Güterkraftverkehrsunternehmer oder als Spe- 
diteur oder als in deren Geschäftsbetrieb tätige 
Person 

a) den Bestimmungen der §§ 6, 30 bis 34, 38, 45 
und 6 z Absatz 5 oder den Bedingungen der 
Genehmigung oder den auf Grund dieses Ge 
setzes erlassenen Vorschriften oder Anord- 
nungen zuwiderhandelt, 

b) Beförderungsverträge entgegen den auf 
Grund des § 26 erlassenen Bestimmungen 
oder entgegen § 29 anbietet, vermittelt, 
abschließt oder erfüllt, 

c) in den Beförderungspapieren über Art und 
Menge der beförderten Güter oder die Beför- 
derungsstrecke unrichtige, ungenaue oder un- 
vollständige Angaben macht, 

d) Papiere, von denen er weiß oder den Um- 
ständen nach annehmen muß, daß sie un- 
riditige, ungenaue oder unvollständige An- 
gaben enthalten, mit sich führt oder 4^^* 
zuständigen Behörde vorlegt, 

begeht eine Zuwiderhandlung im Sinne des Zwei- 
ten Abschnitts des Ersten Buches (§§ 6 bis 21) des 
Wiftschaftsstrafgesetzes. 
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Achter Absdbnitt 

Sdilußbestimmungen 

§ 79 

Einsatzort eines Kraftfahrzeuges 

Die höhere Landesverkehrsbehörde kann abwei- 
chend von § 7 den Einsatzort eines Kraftfahrzeuges 
auf Zeit zum Standort des Kraftfahrzeuges erklären, 
wenn dies aus wirtschaftlichen Gründen geboten ist. 

§ 8o 

Genehmigung von Güternahverkehrsunternehmen 

Unternehmen des Güternahverkehrs, die das Ge- 
werbe nachweisbar vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes angemeldet und betrieben haben, gelten 
als im Sinne dieses Gesetzes genehmigt. Darüber 
ist ihnen von der unteren Landesverkehrsbehörde 
eine entsprechende Bescheinigung auszustellen. 

§ 8i 

Sonderbestimmung für Zuständigkeiten 

In den Ländern, in denen höhere Landesverkehrs- 
behörden nicht eingerichtet sind, werden die diesen 
Behörden übertragenen Befugnisse und Aufgaben 
von dem Landesverkehrsminister als oberster Lan- 
desverkehrsbehörde wahrgenommen. 

§ 82 

Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister für Verkehr erläßt die zur 
Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Ver- 
waltungsvorschriften. 

§ 83 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 

§ 84 

Frühere Genehmigungen, Tarife und 
Kraftverkehrsordnungen 

(1) Genehmigungen, die auf Grund des Güter- 
fernverkehrs-Änderungsgesetzes vom 2. September 
1949 (WiGBl. S. 306) endgültig erteilt worden sind, 
bleiben in Kraft. Diese Genehmigungen gelten als 
auf Grund des vorliegenden Gesetzes erteilt. Vor- 
läufige Genehmigungen, die gemäß ^14 Absatz 2 
des Güterfernverkehrs-Änderungsgesetzes aufrecht 
erhalten oder erteilt worden sind, treten spätestens 
sechs Monate nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
außer Kraft; der Bundesminister für Verkehr kann 
einen früheren Zeitpunkt bestimmen. 

(2) Die auf Grund der außer Kraft tretenden 
Vorschriften aufgestellten oder festgesetzten, zur 
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Zeit gültigen Tarife bleiben bis auf weiteres in 
Kraft. Das gleiche gilt für die Kraftverkehrsord- 
nungen; sie sind in ihrer zur Zeit gültigen Fassung 
unter Berücksichtigung der durch dieses Gesetz ge- 
troffenen Neuregelung anzuwenden. 

S 85 

Verordnung über Beschriftung und Beschilderung 

Die auf Grund des § 14 Absatz 5 des Güterfern- 
verkehrs-Änderungsgesetzes erlassene Verordnung 
über Beschriftung und Beschilderung der Kraftfahr- 
zeuge des Straßengüterverkehrs vom 

19^0 (BGBl. S. . . .) bleibt in Kraft und gilt als 
auf Grund des § 8 dieses Gesetzes erlassen. 
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Begründung 


L 

Einleitung 

Das bisherige deutsche Recht kennt eine gesetzliche Regelung des 
gesamten Güterkraftverkehrs nicht. Lediglich der Güterfernverkehr 
ist durch das Güterfernverkehrsgesetz von 1935 erschöpfend geregelt 
worden. Es enthielt eine begriftlidie Abgrenzung für den Nahver- 
kehr und den Werkverkehr, ohne daß eine Ordnung dieser Verkehrs- 
arten angestrebt wurde. Im übrigen war der Nahverkehr im wesent- 
lidien nur durch Preisbestimmungen geregelt.» 

Die Entwicklung des Güterverkehrs auf der Straße madit in immer 
stärkerem Maße eine umfassende Neuregelung erforderlich. Das Ge- 
setz von 1935 konnte sich noch mit der Sicherung eines „gerechten 
Leis tungs Wettbewerbs zwischen Eisenbahnen und Kraftfahrzeugen“ 
begnügen. Die jetzige Lage erfordert eine Wettbewerbsordnung für 
den gesamten Güterkraftverkehr, Dies verdeutlicht die Gliederung 
des Verkehrs: von 100 Güterkraftverkehrs-Unternehmern betreiben 
etwa 80 Güternahverkehr und nur 20 Güterfernverkehr. Einen er- 
heblichen Anteil am Güterfernverkehr hat auch der Werkfernver- 
kehr. Soll also eine Ordnung hergestellt werden, können Nahverkehr 
und Werkverkehr nicht außerhalb der gesetzlichen Ordnung ver- 
bleiben. 

Abgesehen von dieser allgemeinen Notwendigkeit, ist die Regelung 
des Güterkraftverkehrs deswegen dringlich geworden, weil das 
Güterfernverkehrsgesetz von 1935 nadi dem 8. Mai 1945 in seinem 
Kernstück nicht mehr anwendbar war. Der Reichs-Kraftwagen-Be- 
triebsverband, dem insbesondere die Überwachung des Tarifs oblag, 
wurde zunächst funktionsunfähig. Er konnte seine Tätigkeit auch 
später nicht wieder aufnehmen, da der Grundsatz der Zwangsmit- 
gliedschaft den Auffassungen der Militärregierungen widersprach. 
Dies führte zur Gründung der sog. Straßenverkehrsgenossenschaften in 
den Ländern, neben denen in einzelnen Ländern auch noch staatliche 
Überwachungsstellen eingerichtet wurden. Das Wesen des Güterfern- 
verkehrs auf der Straße verbietet aber eine unterschiedliche Hand- 
habung der Tarif Überwachung. Diese Unterschiede hat auch das 
Güterfernverkehrs-Änderungsgesetz nicht beseitigt, da es sich im 
Wesentlichen auf eine Neuregelung der Genehmigungspflicht unter 
gleichzeitiger ziffernmäßiger Begrenzung der zu erteilenden Geneh- 
migungen und auf eine Aufhebung von Kriegsvorschriften be- 
schränkt. 

II 

Allgemein 

I. Die begriffliche Abgrenzung, die das bisherige Recht für den 
Güterfern- und den Güternahverkehr sowie den Werkverkehr 
gefunden hat, ist, abgesehen von weniger bedeutsamen Einzel- 
heiten, übernommen worden. 

Die Nahzone ist auf 50 km begrenzt geblieben. Der Einwand, 
daß diese Zone den wirtschaftlichen Bedürfnissen und dem Stand 
der technischen Entwicklung nicht mehr entspreche, greift nicht 
durch. Die Entfernungen zwischen den einzelnen Wirtschafts- 
zentren haben sich nach 1945, insbesondere in der Ost- West-Rich- 
tung, eher verringert als erweitert. Der technische Fortschritt 
wird sich wegen der geringen Investitionskapazität der westdeut- 
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sciien Volkswirtsdiaft für die nächsten Jahre im Nahverkehr 
noch nicht voll auswirken können. Soweit die Grenzziehung und 
die Verschiebungen der Wirtsdiaftsstruktur in einzelnen Gebieten 
die Begrenzung der Nahzone auf 50 km verkehrswirtschaftlich 
unzweckmäßig ersdieinen lassen, kann durch die Erteilung von 
Bezirksgenehmigungen Abhilfe geschaffen werden. Diese Geneh- 
migungen berechtigen zur Ausübung des Güterkraftverkehrs in 
einem Umkreis bis zu 150 km und sichern dem Unternehmer ein 
ausreichendes Betätigungsfeld. Wegen der Einzelheiten vgl. Be- 
gründung zu § II. 

2. Die Voraussetzungen für eine Ordnung des Güterkraftverkehrs 
sollen durch eine abgestufte Beschränkung der Zulassung zum Ge- 
werbe geschaffen werden. Während die Eröffnung eines Unter- 
nehmens des Güterfern- und des Güternahverkehrs von einer Ge- 
nehmigung abhängig gemacht wird, wird der Werkfem verkehr 
lediglich einer Meldepflicht unterworfen. 

Die Unternehmer des Güterfernverkehrs und des Güternah- 
' Verkehrs müssen persönlich zuverlässig und fachlich geeignet 
sein. Der Unternehmer des Güterfernverkehrs darf nur geeig- 
nete Fahrzeuge verwenden. Sein Betrieb muß eine bestimmte 
Leistungsfähigkeit gewährleisten. Darüber hinaus wird ent- 
sprechend der gegenwärtigen Regelung nach dem Güterfernver- 
kehrs-Änderungsgesetz eine Gesamtzahl der zuzulassenden 
Güterfernverkehrsfahrzeuge bestimmt. Wegen der Zulässigkeit 
einer solchen Bestimmung vgl. Begründung zu § ii. 

3. Die Bundesbahn als das größte deutsche Verkehrsunternehmen 
aus dem Güterkraftverkehr auszuschalten, wie dies verschiedent- 
lich gefordert worden ist, erscheint nicht angängig. Sie muß der 
Tendenz zur Rückentwicklung des Verkehrs von der Schiene zur 
Straße mit eigenen wirtschaftlichen Maßnahmen selbst folgen 
können. Sie darf aus wirtschaftlichen, verkehrstechnischen und 
nicht zuletzt staatsfinanzpolitischen Gründen nicht gezwungen 
werden, im Bereich des Schienenverkehrs zu verkümmern; zeigt 
doch die Entwicklung — z. B. in Frankreich — daß die Über- 
nahme des Verkehrs einzelner stillgelegter Eisenbahnstrecken 
zwangsläufig zur Stillegung immer weiterer Eisenbahnstrecken 
führt, da die einmal auf der Straße bewegten Güter auf der 
Straße weiterbewegt werden auch da, wo die Möglichkeit des 
Überganges auf Schienenwege besteht. Abgesehen hiervor würde 
eine Umlegung der der Bundesbahn obliegenden Beförderungs- 
pflicht auf eine Vielzahl freigewerblicher Unternehmen wirt- 
schaftlich und rechtlich kaum lösbare Schwierigkeiten aufwerfen. 
Der geäußerte Zweifel an der Wirtschaftlichkeit des durch die 
Bundesbahn gegenwärtig betriebenen Güterstraßenverkehrs be- 
zieht sich einmal nicht auf das gesamte Bundesgebiet und kann 
zum anderen deswegen nicht zu einer anderen Entscheidung 
führen,, weil über den Erfolg jeder wirtschaftlichen Umstellung 
erst ein längerer Zeitraum entscheiden kann. Auf der anderen 
Seite bedarf es zur Herstellung einer Wettbewerbs Ordnung einer 
Beschränkung des Verkehrsanteiles der Bundesbahn entsprechend 
der Kontingentierung des allgemeinen Güterfernverkehrs. Das ihr 
gemäß § 41 zuzuteilende Kontingent wird am Maßstab des 
Schienenersatzverkehrs, des Dreieck sverkehrs und ähnlicher Ver- 
kehrsarten gemessen werden müssen, die der Bundesbahn in erster 
Linie zu gestatten sind. 

Die Erfahrungen mit dem Güterfernverkehrs gesetz von 1935 und 
mit entsprechenden Regelungen in anderen Ländern haben ge- 
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zeigt, daß eine Wettbewerbsordnung im Güterkraftverkehr ohne 
Maßnahmen zur Tarif Sicherung auf die Dauer nicht herzustellen 
ist. Diese Maßnahmen müssen in einer Prüfung der Anwendung 
des Tarifs im Einzelfalle bestehen und im Wege der Nachrechnung 
des Entgelts sowie im Wege von Verkehrs- und Betriebskontrollen 
durchgeführt werden. Bei der Zuweisung der zur Durchführung 
dieser Maßnahmen erforderlichen Befugnisse ist der richtige Mittel- 
weg zwischen einer Konzentration auf eine Stelle und einer De- 
konzentration auf die untersten Verwaltungs stufen zu finden. An- 
dererseits ist darauf zu achten, daß die jeder Überwachung inne- 
wohnende Neutralitätsfunktion gewahrt wird, ohne daß die Selbst- 
verwaltungskräfte des Gewerbes zum Erliegen kommen. 

Unter Beachtung dieser Grundsätze können die Überwachungsauf' 
gaben in Ermangelung eines Zwangszusammenschlusses, wie ihn der 
Reichs-Kraftwagen-Betriebsverband darstellte, nur durch den Staat 
oder bestimmte staatliche Organe durchgeführt werden. Es empfiehlt 
sich nicht, solche Aufgaben der allgemeinen Landesverwaltung zu 
übertragen, da in Anbetracht des verschiedenartigen Behördenauf- 
baues in den einzelnen Ländern durch eine solche Übertagung die ein- 
heitliche Handhabung der Überwachungsauf gaben gefährdet würde. 
Daher wurde der Weg einer aus der unmittelbaren Lau des Verwal- 
tung herausgelösten Anstalt des öffentlichen Rechts gewählt. Eine 
solche Anstalt bietet organisatorisch auch den Vorteil, daß die ge- 
werblichen Unternehmer einschließlich der Bundesbahn in einem 
rechtlich klar abgegrenzten Gefüge zur Mitarbeit herangezogen 
werden können, das mittelbar nur ihren berechtigten Interessen ent- 
spricht. 

Entscheidend für die Einrichtung einer solchen Anstalt auf Landes- 
ebene spricht das Bedürfnis für engste Zusammenarbeit zwischen der 
Anstalt und den Organen der Polizei. Das Polizeiwesen ist — jeden- 
falls auf dem Gebiete des Straßenverkehrs — Landessache. Die Or- 
ganisation der .Polizei nach 1945 ist infolge der Bestimmungen der 
Besatzungsmächte derart geworden, daß die Zusammenarbeit 
zwischen der Polizei und anderen Staatsorganen nur auf Landesebene 
gewährleistet erscheint. 

Die Einrichtung einer Landesanstalt erscheint auch aus rechtlichen 
Gründen geboten. Nach Artikeln 30 und 83 des Grundgesetzes ist die 
Durchführung der Bundesgesetze eigene Angelegenheit der Länder. 
Bundesunmittelbare Anstalten des öffentlichen Rechts können zwar 
durch Bundesgesetz errichtet werden (Artikel 87 Absatz 3 Satz 1 
GG). Da aber eine solche Anstalt die Überwachungsaufgaben für das 
gesamte Bundesgebiet nicht selbst wahrnehmen kann, müßte für sie 
ein eigener Unterbau geschaffen werden. Dies ist nach Artikel 87 
Absatz 3 Satz 2 GG nur bei dringendem Bedarf zulässig. Ein solcher 
Bedarf kann nicht anerkannt werden: Für die Überwachung des 
Güterkraftverkehrs ist neben einer einheitlichen Rechtsgrundlage 
eine einheitliche Organisation der Überwachungsstellen notwendig. 
Beides sieht der Entwurf vor. Zweckmäßig ist die Möglichkeit, eine 
Anstalt für mehrere Länder zu schaffen (vgl. § 69). Erforderlich sind 
weiterhin eine enge Zusammenarbeit zwischen den Anstalten (vgl. 
die in § 68 vorgesehene Amtshilfe) sowie vor allem die Festsetzung 
einheitlidier Tarife (§ 26 Absatz i) und der Erlaß einheitlicher allge- 
meiner Verwaltungs Vorschriften (vgl. Artikel 84 Absatz 2 GG). 
Überdies sieht der Entwurf in § 70 eine aus den Leitern der Landes- 
anstalten bestehende Kommission vor, die den Bundesminister für 
Verkehr bei dem Erlaß der allgemeinen Verwaltungsvorsdiriften 
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unterstützt und den Erfahrungsaustausch zwischen den An- 
stalten zwanglos und laufend vermitteln kann. Angesichts 
dieser Regelungen kann von einem echten Bedürfnis zu einer 
weiteren Konzentration über die Landesanstalten hinaus und 
von einem dringenden Bedarf zur Einrichtung einer Bundes- 
anstalt mit eigenem Unterbau im Sinne des Artikels 87 GG 
nicht gesprochen werden. 

Eine Bundesanstalt ohne einen eigenen Unterbau hätte an- 
dererseits kaum praktischen Sinn. Ihre eigentliche Aufgabe, die 
Überwachung des Güterkraftverkehrs, läßt sich, wie dargelegt 
wurde, zentral nicht lösen. Die einzige zentral zu lösende Auf- 
gabe, die ihr verbliebe, wäre, von Bundes wegen für die ein- 
heitliche Durchführung der Überwachung zu sorgen. Das ist 
aber bereits Angelegenheit der Bundesregierung, die gemäß 
Artikel 84 Absatz 2 GG, wenn auch mit Zustimmung des 
Bundesrates, die erforderlichen Verwaltungsvorschriften zu 
erlassen hat. 

Der Einwand, daß das Grundgesetz die Einrichtung, von 
Landesanstalten durch Bundesgesetz nicht zulasse, greift eben- 
falls nicht durch. Nach Artikel 84 GG regeln die Lander die 
Einrichtung der Behörden und das Verwaltungsverfahren 
zwar selbst, jedoch können Bundesgesetze mit Zustimmung 
des Bundesrates etwas anderes bestimmen. Unter „Behörden“ 
im Sinne dieser Bestimmung sind sowohl Behörden im un- 
mittelbaren Organisationszusammenhang der Landesverwal- 
tung wie auch Behörden in Form von Anstalten des öffent- 
lichen Rechts zu verstehen. Es besteht kein Grund, diesen Be- 
griff eng auszuiegen, da das Erfordernis der Zustimmung des 
Bundesrates die Gewähr dafür bietet, daß in die Organisa- 
tionsgewalt der Länder nicht in unzulässiger Weise eingegrif- 
fen wird. 


III 

Im einzelnen 

Die Abkürzungen bedeuten: GFG = Gesetz über den Güterfern- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 1935 (RGBl. I S. 788); 
DVO = Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den 
Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 27. März 1936 (RGBl. I 
S. 320); GFÄG = Übergangsgesetz zur Änderung des Gesetzes über 
den Güterfernverkehr mit Kraftfahzeugen (Güterfernverkehrs- 
Änderungsgesetz) vom 2. September 1949 (WiGBl. S. 306). 

Zu § 1: 

Der Begriff „Güter“ umfaßt auch lebende Tiere. Die Bestimmung 
entspricht insoweit § i Absatz 2 GFG. 

Zu § 2: 

Die Abgrenzung des Güternahverkehrs entspricht, abgesehen von 
der textlidien Neufassung, dem § 1 GFG, den §§ 3 und 6 DVO so- 
wie § 2 GFÄG. 

Zu § j: 

Güterfernverkehr ist jede Beförderung der bezeidineten Art, also 
auch die nicht gewerbsmäßige, sondern nur gelegentlich ausgeführte. 
Eine besondere Bestimmung entsprechend § 2 DVO erscheint ent- 
behrlich. 
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TaU § 4i ’ 

Die Fassung entspricht § 3 GFÄG. Lediglich die Beförderung von 
Gütern zum EigengebrauA (Absatz i Nr. i und z) ist aus einem 
Bedürfnis der Praxis heraus ebenfalls unter den Begriff des Werk- 
verkehrs gefaßt worden. Hinsichtlich der Anwendbarkeit des Ge- 
setzes auf den Werkverkehr vgl. unten §§ 6, 44, 45 (nur Werkfern- 
verkehr), 47 Nr, 4. 

Zu § y. 

Abgesehen vom Werkverkehr, entspridit die Bestimmung § 2 GFG 
sow^ie §§ I und 5 DVO. 

Zh $ 6 : 

Die Bestimmung faßt § 4 GFG und § 8 DVO zusammen, 

Zh § 7: 

' "^Die Bestimmungen des § 9 DVO sind übernommen, soweit sie sidi 
in der Praxis bewährt haben. Die bisherige Möglidikeit, ein Kraft- 
fahrzeug audi am Wohnsitz des Unternehmers oder am Betriebs- 
sitz anzumelden, ist beseitigt worden (vgl. jedoch § 79). 

Zh § 8: 

§ 14 Absatz 5 GFÄG ist übernommen worden (vgl. § 85). Hierbei 
bleibt Artikel 80 Absatz 2 GG unberührt. 

Zh § 10: 

Als Genehmigungsvoraussetzung ist gegenüber § 7 Absatz i GFG 
auch die fadilidie Eignung bestimmt wprden. Mit Hilfe dieser Be- 
stimmung sollen ungeeignete Elemente vom Gewerbe ferngehalten 
werden. Die Genehmigungsvoraussetzung der Zuverlässigkeit ist auf 
die persönliche Zuverlässigkeit eingeschränkt worden, Absatz i Nr. 2 
entspricht § 17 Nr. 3 DVO, Absatz i Nr. 3 dem § 7 Absatz i GFG, 

Zh § ii: 

Die Kontingentierung der Gesamtzahl der Kaftfahrzeuge und die 
Prüfung des Verkehrsbedürfnisses sind mit Artikel 12 GG (Freiheit 
der Berufswahl) vereinbar, da sie nicht zu einem Ausschluß vom Be- 
ruf führen können. Beruf im Sinne dieses Grundrechtes ist „Unter- 
nehmer des Güterkraftverkehrs“. Güterfernverkehrsunternehmer und 
Güternahverkehrsunternehmer sind nur Berufsarten, von denen nur 
die erste den genannten Beschränkungen unterliegt. 

Abweichend von § 7 Absatz 2 GFÄG ist die Zahl der Bezirks- 
genehmigungen gesetzlich beschränkt; andernfalls könnten einzelne 
Länder die Gesamtkontingentierung praktisch gegenstandslos machen. 

Zh §§ 12 HYid I j; 

Vgl. §§ .6 und 8 Absatz i GFG, §§ 19 und 27 DVO und § 6 
GFÄG. 

Zh § 14: 

Die Genehmigung zum Güterfernverkehr gilt, abgesehen von der 
für den Bezirks verkehr erteilten, räumlich unbesdiränkt. Das Verbot 
der Beförderung von Gütern auf Entfernungen unter 50 km gilt nur 
außerhalb der Nahzone des Standortes und nicht für die An- und 
Abfuhr. Außerdem kann der Unternehmer im Stückgutlinienverkehr 
Fracht für jede Entfernung übernehmen. Die Beschränkungspflicht 
des § 29 DVO ist gefallen. 

Zh § ly 

Absatz 2 entspricht § 14 DVO. 
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2 u § i6: 

Gegenüber § 5 GFÄG muß zusätzlich auch die zuständige Gewerk- 
schaft gehört werden. 

2u § //; 

Vgl. § 21 DVO. Die Zulassung des Widerrufsvorbehalts für Aus- 
nahmefälle bei dringendem öffentlichem Verkehrsbedürfnis ent- 
spricht einem praktischen Bedürfnis. 

Zu § 18: 

Vgl. § 16 DVO. 

Zu §§ 19 bis 2 j : 

Die Bestimmungen entsprechen den §§ }ö, 23 und 25 DVO. 

Zu § 22: 

Die Bestimmung ergänzt § 12 Absatz i. 

Zu § 23: 

§ 24 DVO ist genauer gefaßt worden. 

Zu 0 24 und 23: 

Wegen der Einführung der Genehmigungspflidit für den Güter- 
nahverkehr vgl. oben I und II Nr. i und 2. 

Für die bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits bestehenclen Unter- 
nehmen des Güternahverkehrs enthält § 80 eine praktischen Be- 
dürfnissen entsprechende Übergangsregelung. 

Die Ausnahmevorschrift für Beförderung von Gütern für anclere 
im Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes entspricht 
praktischen Bedürfnissen. 

Für den Güternahverkehr gelten grundsätzlich die Bestimmungen 
über Tarife und über Pflichten der am Beförderungsvertrag Beteilig- 
ten; insbesondere darf der Nahverkehrsunternehmer die ihm oblie- 
gende Haftung weder ausschließen noch beschränken. HinsiAtlich 
der Pflicht zur Güterschadensversicherung kann der Bundesminister 
für Verkehr Ausnahmen zulassen (§31 Absatz i). Die Pflichten be- 
treffend Fahrtnachweisbuch und Buchführungspflicht können gemäß 
§§33 Absatz 2 und § 34 Absatz 2 eingeschränkt werden.* Die Nah- 
verkehrsunternehmer unterliegen ebenfalls den Vorschriften über die 
Überwachung des Güterkraftverkehrs, brauchen jedoch gemäß § 61 
keinen Nachweis der Beförderungsleistungen gegenüber der Landes- 
anstalt zu führen. 

Zu §§ 26 und 27; 

Die Tarife setzt der Bundesminister für Verkehr fest. Das frühere 
System, nach dem die Tarife vom Reichs -Kraftwagen-Betriebsver- 
band im Einvernehmen mit der Deutschen Bundesbahn aufgestellt 
und vom Reichsverkehrsminister nur genehmigt wurden, ist aufge- 
•geben worden. Die Interessen des Gewerbes werdeiv durch eine Tarif- 
kommission gewahrt, in der die Verkehrsträger vertreten sind. 

Zu § 2p: 

Vgl. § 14 Absatz 2 und 3 GFG. Die Verbots Vorschrift mußte auf 
Festtarife beschränkt werden, da sie für Höchsttarife, wie sie im 
Nahverkehr üblich sind, nicht paßt. 

Zu § 30: 

V^l. § 9 GFÄG. 
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lu § 31: 

Vgl. § 10 GFÄG. Die Zulassung der Ausnahme für die Beförde- 
rung geringwertiger Güter im Nahverkehr entspricht einem prak- 
tischen Bedürfnis. 

2u § 33: 

Beförderungs- und Begleitpapiere sowie Fahrtnachweisbuch sind 
die unerläßliche Voraussetzung für die Tarifüberwachung durch 
Straßenverkehrskontrollen. Die Einführung von Beförderungs- und 
Begleitpapieren für den Nahverkehr erscheint nicht erforderlich. 

2u § 34: 

Die Buchführungspflicht ist für die Betriebskontrollen unentbehr- 
lich. “nie Pflicht geht über die des § 38 HGB hinaus und wird für 
den Güternahverkehr auf Aufzeichnungen einfacher Art begrenzt, 
weil die volle Buchführungspflicht hier nicht notwendig erscheint. 

§§ 35 3^- 

Vgl. §§ 22 und 23 GFG. 

Der Zuschlag ist als eine gesetzlich bestimmte Vertragsstrafe anzu- 
sehen. 

2u §§ J7 bis 40: 

Die Sonderbestimmungen für den Möbelfernverkehr sollen auf- 
recht erhalten werden, um den Verkehrsnutzer die Bereitstellung ge- 
eigneter Spezialfahrzeuge zu sichern und dem Möbel Verkehrsgewerbe 
diese Bereitstellung zu ermöglichen. 

Die Begriffsbestimmung des § i Absatz 2 GFG ist geändert 
worden. Nach ihr umfaßte der Begriff ,,MöbeF' Umzugssrut, Erbgut 
und Helrarsgut, schloß jedoch ausdrücklidi für den Handel be- 
stimmte Möbel aus. Nunmehr eelten die Bestimmungen über den 
Möbelfernverkehr für Möbel schlechthin, also auch für die für den 
Handel bestimmten Möbel. Das hat zur Folge, daß Unternehmer 
von Möbelfernverkehr auch diese Möbel befördern dürfen. . 

Die Freistellung von der Veroflichtung zur Güterschadensversiche- 
rung ist im Hinblick auf den Verkehrsnutzer geboten, dem es über- 
lassen bleiben soll, ob er seinen Transport versichern will oder nicht. 

Die Aufnahme der Bestimmungen, wie sie im Erlaß des Reichsver- 
kehrsministers über „Anwendung der Verordnung über den Möbel- 
fernverkehr'*" vom 2a. Mai 1937 niedergelegt sind, in das Gesetz er- 
scheint nicht erforderlich. 

Zu §§ 41 und 42: 

Zur Notwendigkeit eines durch die Bundesbahn betriebenen 
Güterkraftverkehrs vgl. oben II Nr. 3. 

Als Unternehmer des Güterkraftverkehrs muß die Deutsche Bun- 
desbahn sich grundsätzlich ebenso behandeln lassen wie das Ge- 
werbe. Als Verkehrsunternehmen des Bundes wird sie hinsichtlich des 
Betriebes mit eigenen Fahrzeugen von den Vorschriften über die Ge- 
nehmigungspflicht (§§ 9 bis 25) freigestellt; lediglich das Verbot des 
§14 Absatz 2 findet Anwendung. Entsprechend gelten nicht die Be- 
stimmungen über die Aufsicht der Genehmigungsbehörde (§§ 71 bis 
75). An ihre Stelle tritt die Aufsichtsbestimmung des § 43 * 
Freistellung von der Schadensversicherungspflicht entspricht dem 
Grundsatz, nach dem der Staat seine Risiken nicht versichert. Diese 
Ausnahmebestimmungen gelten nicht für den Güterkrafn'erkehr der 
Deutschen Bundesbahn mit Unternehmerfahrzeugen. Die Unterneh- 
mer unterliegen den Bestimmungen des Gesetzes in vollem Umfange. 
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An die Stelle der Bestimmungen über das Verkehrsbedürfnis (Kon- 
tingentierung der Genehmigungszahl und Prüfung des öffentlichen 
Verkehrsbedürfnisses) tritt die Regelung des § 41 Absatz 2, die den 
Anteil der Bundesbahn an dem Gesamtkontingent nicht festlegt, son- 
dern die Festlegung dem Bundesminister für Verkehr und dem 
Bundesrat überläßt. Die Bestimmung des § 41 Absatz 2 Satz 2 soll 
verhindern, daß die Deutsche Bundesbahn unverhältnismäßig viele 
Kraftfahrzeuge in einem Lande zum Schaden des Verkehrsgewerbes 
dieses Landes konzentriert. 

Tu §§ 44 und 

Der Werkverkehr macht einen bedeutenden Teil des Güterkraft- 
verkehrs aus und muß deshalb in die allgemeine Wettbewerbsordnung 
einbezogen werden. Eine Übersicht über den im Werkverkehr ein- 
gesetzten Frachtraum ist Voraussetzung für verkehrspolitische Ent- 
scheidungen aller Art. Dies gilt insbesondere für den Werkfernver- 
kehr, der deshalb der Meldepflicht des § 44 und der Pflicht zur Füh- 
rung eines Fahrtnachweisbuches unterworfen wird. Die Bestimmung 
dieser letzten Pflicht ist für die Durchführung der Straßenverkehrs- 
kontrolle unentbehrlich. 

2u 5 46: 

Hinsichtlich der grundsätzlichen Stellungnahme zur Einrichtung 
von Landesanstalten vgl. die allgemeine Begründung oben unter II 
Nr. 4. Die Übertragung der Errichtung von Landesanstalten auf die 
Landesregierungen entspricht der Bedeutung dieser Maßnahme. 

Tu § 47: 

Die der Landesanstalt übertragenen Überwachungsaufgaben ent- 
sprechen den Aufgaben des früheren Reichs-Kraftwagen-Betriebsver- 
bandes nur teilweise. Die Berechnung des Beförderungsentgelts ist 
Sache des Unternehmers. Er ist lediglich verpflichtet, seine Beförde- 
rungsleistungen der Landesanstalt nachzuweisen (§ 61). Die Über- 
wachung gemäß Nr. 4 bezieht sich hinsichtlich der Genehmigung auf 
den Güterfern- und den Güternahverkehr, hinsichtlich der Anmel- 
dung auf den Werkverkehr. 

Tu §§ JO bis J4.* 

Um die zur Überwachung notwendige, oben erwähnte Entschei- 
dungsneutralität zu sichern, soll die Anstalt einen Leiter und einen 
Beirat, jedoch keinen Verwaltungsrat erhalten. Die Unabhängigkeit 
des Leiters und der übrigen im Dienst der Landesanstalt stehenden 
Personen soll durch das Verbot des § 52 gesichert werden. Eine Per- 
sonalunion zwischen dem Posten des Leiters und dem eines Landes- 
beamten ist zulässig. 

Das Verbot des § 54 Absatz 2 soll Interessenkollisionen für die 
Beiratsmitglieder, soweit sie Unternehmer des Fernverkehrs sind, ver- 
hindern. Den Beiratsmitgliedern wird jede Einwirkungsmöglichkeit 
auf die Durchführung der Verkehrs- und Tarif kontrolle genommen. 
Der Beirat wird um so größeren Einfluß auf den äußeren Geschäfts- 
betrieb der Landesanstalt und vor allem ihre Haushalts- und Finanz- 
gebarung nehmen. 

Tu § j/.* 

Grundlage für die Gebührenerhebung ist die durch § 61 bestimmte 
Einzelprüfung der Nachweise der Beförderungsleistungen. Das Ge- 
bot, die Gebühren von Jahr zu Jahr den tatsächlichen Kosten der 
Landesanstalt anzupassen, soll einer Überhöhung der Gebühren Vor- 
beugen. 
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Zu § j;8: 

Die der Landesanstalt eingeräumten Befugnisse sind umfassend 
ausgestaltet worden, um eine nachhaltige Überwachung des Güter- 
kraftverkehrs zu sichern. Sie erstrecken sich auch auf den Güter- 
kraftverkehr der Deutschen Bundesbahn sowie den Werk- und den 
Nahverkehr. 

Zu § 6i: 

Eine wirksame Tarif Sicherung kann nur gewährleiste^ werden, 
wenn die Berechnung der Tariffrachten im Einzelfall überprüft wird. 
Stichproben reichen^'nicht aus. Die Landesanstalt hat daher die Pflicht, 
alle Nachweise zu prüfen. Die Bestimmung bezieht sich jedoch nur 
auf den Güterfernverkehr. 

Zu § 62: 

Die Bestimmung dient der Sicherung der in § 31 bestimmten Ver^ 
sicheruhgspflicht und ermöglicht eine ausreichende Kontrolle. 

Zu §§ 6s und 64: 

Die Bestimmungen entsprechen §§ und 17 GFG. Der Nadifor- 
derungs- und der Herausgabeanspruch sind bürgerlichrechtliche An- 
sprüche. § 60 findet keine Anwendung. 

Zu §§ 6s bis 6j: 

Die Bestimmungen" der §§ 6^ und 6y entsprechen § ii GFG. § 66 
bildet die Voraussetzung für die Staatsaufsicht über die Landesanstalt 
und legt die Durchsetzung des Strafanspruches in die Hände def 
V erwaltungsbehörde. 

Zu §§ 68 bis 70; 

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung dieser Vorschriften ver- 
gleiche die allgemeine Begründung unter II Nr. 4. 

Zu §§ 71 bis 74: 

Die Bestimmungen entsprechen im wesentlichen den §§ 24 bis 26 
GFG und §§ 36 bis 38 DVO. Neu eingefügt ist die Möglichkeit einer 
Rücknahme der Genehmigung in dem Falle, in dem ein Unternehmer 
im Güterfernverkehr seine Genehmigung nicht oder nicht genügend 
ausnutzt. Die Bestimmung soll der Erhaltung von Scheinunterneh- 
men Vorbeugen und ist als Gegenstück zur Kontingentierung des 
§ II Absatz I anzusehen. 

Zu § 7s: 

Die Bestimmung entspricht im wesentlichen § 28 GFG und Ist der 
einzige Fall, in dem der Entwurf sich auf das Speditionsgewerbe er- 
streckt. Die Bestimmung geht weiter als § 3 Absatz 2 der Anordnung 
der Verwaltung für Wirtschaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
vom 29. Dezember 1948 über Vergütungen für den Abfertigungs- 
dienst des Güterfernverkehrs mit Kraftfahrzeugen — PR 146/48 — , 
der nur die Möglichkeit gibt, einem Spediteur die Tätigkeit als Ab- 
fertigungsspediteur zu untersagen. 

Zu § 76: 

Vgl. § 3 GFG. 

Zu § 78: 

Die Bestimmung ersetzt die bisher übliche Verweisung auf das 
Wirtschaftsstrafgesetz durch eine vereinfachte Form. 
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Zu § 79: 

Die Bestimmung gibt die Möglichkeit, den w^irtschaftlichen Bedürf- 
nissen gewisser Unternehmer, 2. B. Baufirmen, zu entsprechen. 

2u § 81: 

Die Bestimmung trägt der Tatsache Rechnung, daß einige Länder 
wie z. B. Württemberg-Baden, Schleswig-Holstein und die Hanse- 
städte höhere Landesverkehrsbehörden nicht eingerichtet haben. 

Zu § 82: 

Der Erlaß der Verwaltungsvorschriften bedarf gemäß Artikel 84 
Absatz 2 GG der Zustimmung des Bundesrates. 

Zu % 8 j: 

Im Hinblick auf die staatsrechtlichen Verhältnisse ist auf die aus- 
drückliche Aufhebung früherer Rechtsvorsdiriften verzichtet worden. 
Es gilt der Grundsatz, nach dem jüngeres Recht älterem vorgeht. 

Zu § 84: 

Es handelt sich um eine Übergangs Vorschrift, die vor allem im 
Hinblick auf § 14 Absatz 2 GFÄG erforderlich ist. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu dem vom Deutschen Bundesrat 
am 24. Juni 1950 vorgelegten 

Entwurf eines Gesetzes über den Güterkraftverkehr 
(Güterkraftverkehrsgesetz) 


Der Deutsche Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 16. Juni 1950 
beschlossen, den 

Entwurf eines Gesetzes über den Güterkraftverkehr 
(Güterkraftverkehrsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 des Grundgesetzes beim Deutschen 
Bundestag einzubringen. Der Entwurf des Bundesrats ist von allen 
beteiligten Ressorts der Bundesregierung eingehend geprüft worden. 
Die Bundesregierung glaubt der Vorlage des Bundesrats aus folgen- 
den Gründen nicht zustimmen zu können: 

Das Gesetz über den Güterkraftverkehr befaßt sich im wesent- 
lichen mit der gleichen Materie wie die von der Bundesregierung am 
25. Juli 1950 verabschiedete Gesetzes Vorlage über den „Güterfern- 
verkehr mit Kraftfahrzeugen“. Es liegt eine weitgehende Über- 
einstimmung beider Gesetzentwürfe insofern vor, als in beiden Ent- 
würfen das derzeit für den Güterfernverkehr geltende Recht kodi- 
fiziert wird. Neben geringfügigeren materiellen und formellen Ab- 
weichungen liegen jedoch in zweifacher Hinsicht Unterschiede vor, 
die ihrer grundsätzlichen Bedeutung wegen der Bundesregierung eine 
Zustimmung ausgeschlossen erscheinen ließen. 

1 . 

Die Vorlage ist ein „Güterkraftverkehrsgesetz“, das heißt, sie macht 
sich zur Aufgabe, den gesamten Güterkraftverkehr zu regeln. Dem- 
entsprechend bringt sie außer den Vorschriften über den Güternahver- 
kehr, die zur Abgrenzung vom Güterfernverkehr in rechtlicher Hin- 
sicht und zur Durchführung einer wirksamen Straßenkontrolle in 
praktischer Hinsicht erforderlich sind, erstmalig auch eine materielle 
Regelung des Güternahverkehrs. Diese besteht in: 

1. einer Konzessionierung des Güternahverkehrsgewerbes, 

2. der Verpflichtung 

a) zur Versicherung gegen Güterschäden (§ 31), 

b) zur Führung eines Fahrtnachweisbuches (§ 33), 

c) zur Buchführung (§ 34), 

3. der Überwachung durch eine landesunmittelbare Anstalt des 

öffentlichen Rechts hinsichtlich der Verpflichtungen nach Ziffern 

1 und. 2. 
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Es wird von der Bundesregierung nicht verkannt, daß die freie 
Ausübung des Güternahverkehrsgewerbes, die an keine fachlichen 
Voraussetzungen geknüpft und durch keine gesetzlichen Maßnahmen 
in der praktischen Abwicklung eingeengt ist, zu Schwierigkeiten 
innerhalb des Gewerbes geführt hat. Die Regelung dieses Zweiges 
der Verkehrswirtschaft ist aber rechtlich und tatsächlich Neuland. 
Ihre Auswirkung muß daher mit allen Zweigen der betroffenen 
Wirtschaftskreise erörtert werden (Verbände des Fuhrgewerbes und 
der Spedition, der Deutschen Bundesbahn, der Binnenschiffahrt, der 
verladenden Wirtschaft, wie Industrie- und Handelstag, Bundes- 
verband der Deutschen Industrie, Verband der Landwirtschafts- 
kammern, den Gewerkschaften und zahlreichen anderen Organi- 
sationen). Dies ist seitens des Deutschen Bundesrats — von Be- 
sprechungen mit örtlichen Interessentengruppen abgesehen — nicht 
geschehen. Im einzelnen wird sehr sorgfältig erwogen werden müssen, 
ob die Verhinderung des Eindringens ungeeigneter Elemente in das 
Gewerbe in der Zukunft — denn nur darum handelt es sich bei dem 
Entwurf — den vom Entwurf geforderten Aufwand rechtfertigt: 
Ausstellung von Bescheinigungen mit der dazu notv/endigen Akten- 
führung für alle bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits tätigen 
Unternehmer, Prüfungsverfahren bei Neuzulassungen mit Be- 
fähigungsnachweis und Kontrolle der Einhaltung aller Verpflichtun- 
gen durch eine öffentlich-rechtliche Anstalt, was einen heute noch 
nicht abzuschätzenden Aufwand an Personal und Material bedingt. 
Das zuständige Fachressort — der Bundesminister für Verkehr — 
ist zur Zeit damit befaßt, die angeschnittenen Fragen zu prüfen und 
das Ergebnis in einem nur diese Materie regelnden Gesetzentwurf 
vorzulegen. Die Lage im Güterfernverkehr gestattet es aber nicht, 
die Regelung dieser Materie bis zur Klärung der Verhältnisse im 
Güternahverkehr zurückzustellen. Es besteht weder eine rechtliche 
noch eine praktische Notwendigkeit, die Regelung des Güternah- 
verkehrs mit der des Güterfernverkehrs in einem Gesetz vorzu- 
nehmen. Der Güterfernverkehr hat sich bereits nach der ersten 
gesetzlichen Regelung im Jahre 1931 in anderen Formen und Bah- 
nen entwickelt, als das bei dem frei gestalteten Güternahverkehr der 
Fall war. 

11 . 

Die Überwachung des Güterfernverkehrs ist sowohl in dem Entwurf 
der Bundesregierung wie in dem des Deutschen Bundesrats als das 
Kernstück des Ordnungswerks betrachtet. Sie soll sich nach über- 
einstimmender Auffassung darauf erstrecken, 

daß Güterfernverkehr nicht ohne die erforderliche Geneh- 
migung durchgeführt wird, 

daß bei der Ausübung des Güterfernverkehrs die Tarife ein- 
gehalten und 

die im einzelnen zur Durchführung der Tarif kontrolle den 

Beteiligten auferlegten Pflichten erfüllt werden. 

Beide Entwürfe gehen auch von der Erkenntnis aus, daß diese Auf- 
gaben nicht von den bereits bestehenden Verwaltungsbehörden er- 
füllt werden können, daß dazu vielmehr die Errichtung eines be- 
sonderen Instruments, nämlich einer mit Fachkräften besetzten An- 
stalt des öffentlichen Rechts erforderlich ist, hinsichtlich deren Be- 
fugnisse ebenfalls Übereinstimmung herrscht. Über den Charakter 
dieser Anstalt, die Form der Beteiligung des Gewerbes und die 
Frage, ob eine Bundesanstalt oder eine Anzahl von Landesanstalten 
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die Aufgaben am zweckmäßigsten erfüllen, konnte eine Einigung bei 
den teilweise gemeinsamen Beratungen zwischen dem Bundesminister 
für Verkehr und den Vertretern der Länder nicht erzielt werden. 

Entscheidend ist — auch nach der Auffassung des Deuts^chen Bundes- 
rats — die einheitliche Handhabung der Über- 
wachung, Diese ist aber nur gewährleistet durch eine Bundes- 
anstalt mit einem direkten Weisungsrecht an alle im Bundesgebiet 
eingesetzten Kontrollorgane, -mit einem einheitlichen Verfahren bei 
der Feststellung strafbarer Tatbestände und der sorgfältigen 
Beobachtung geeigneter einheitlicher Maßnahmen zur Bekämpfung 
des bestehenden Tarif chaos. Durch eine Kommission aus den Leitern 
der Landesanstalten und eine nur auf umständlichem bürokratischen 
Wege herbeizuführende Amtshilfe der Landesanstalten und Be- 
hörden untereinander kann ein schlagkräftiges einheitliches Arbeiten 
nicht erreicht werden. Dies wird von den Ländern in einer die 
Sache gefährdenden Weise verkannt. 

Einheitlich im Bundesgebiet muß auch die Belastung der Unterneh- 
mer des Güterfernverkehrs und der Spedition durch die Aufbringung 
der Beiträge für die Unterhaltung der Anstalt sein. Das wäre bei 
selbständigen Landesanstalten nicht zu erreichen. In einem weit- 
räumigen s Gebiet entstehen durch Kon trollm aßnahmen erheblich 
höhere Kosten (z. B. Kilometer- und Tagegelder der Kontrolleure) 
als in den engräumigen oder stark industrialisierten Ländern mit 
einer hohen Verkehrskapazität. Das würde — wenn man nicht den 
umständlichen und praktisch kaum gangbaren Weg eines Beitrags- 
ausgleichs gehen will — zur Erhebung unterschiedlicher Beiträge 
führen. Dies ist jedoch unter allen Umständen zu vermelden. Zu 
vermeiden ist ebenso, daß die Beiträge überhaupt zu hoch werden. 
Es kann nicht zweifelhaft sein, daß die Errichtung zahlreicher 
Landesanstalten weit kostspieliger sein wird als der Geschäftsbetrieb 
einer Bundesanstalt. 

Die vom Deutschen Bundesrat angestrebte gute Zusammenarbeit mit 
den Landesbehörden wird durch eine Bundesanstalt nicht weniger 
erreicht werden als durch Landesanstalten, da die Bundesanstalt ihre 
erste Aufgabe in der Herstellung eines Verhältnisses guter Zusam- 
menarbeit sehen muß, denn nur diese ermöglicht den Erfolg ihrer 
Arbeit. Es ist aber auch nicht einzusehen, warum der Bundesanstalt 
eine ebenso gute Zusammenarbeit mit den Landesbehörden wie 
zwischen Landesanstalten und Landesbehörden nicht möglich sein 
sollte, wenn sogar der Gesetzentwurf des Bundesrats im § 69 vor- 
sieht, daß mehrere Länder die Wahrnehmung der Überwachungs- 
aufgaben durch eine gemeinsame Anstalt vereinbaren können. 

Bei der Organisation der Anstalt ist ausreichend zu berücksichtigen, 
daß sie sich auf die Mitarbeit des Gewerbes stützen muß. Sie soll 
eine Selbstverwaltungsorganisation des Gewerbes darstellen, die 
wegen ihrer wichtigen Funktionen einer Rechts- und Ermessensauf- 
sicht des Staates unterliegt. In diesem Rahmen ist ihr weitgehende 
Selbständigkeit zu geben. Diesem Erfordernis wird der Entwurf des 
Deutschen Bundesrats nicht gerecht. Der Landesanstalt soll ein von 
der obersten Landesverkehrsbehörde ernannter „Leiter" vorstehen. 
Dieser Leiter soll, wie bei den Beratungen zum Ausdruck kam, mög- 
lichst ein leitender Beamter der obersten Landesverkehrsbehörde sein. 
Diesem Leiter steht ein Beirat zur Seite aus Vertretern des Gewerbes, 
der Wirtschaft und der Gewerkschaften, der ihn bei der Führung 
der Geschäfte berät. Insbesondere bei der Festsetzung der Gebühren. 
Bei der Bundesanstalt hingegen werden die Vorstandsmitglieder von 
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einem Verwaltungsrat gewählt, der sich aus Vertretern des Gewerbes, 
der Wirtschaft und der Gewerkschaften zusammensetzt. Die Mit- 
glieder des Vorstandes werden dann vom Bundesminister für Ver- 
kehr ernannt. Auch hier berät der Verwaltungsrat den Vorstand 
bei der Gesdiäftsführung. Er hat darüber hinaus noch weitere Be- 
fugnisse, indem er selbst beschließt über 

1. die Geschäftsordnung des Verwaltungsrats und des Vorstands, 

2. die Dienstbezüge des Vorstands und der leitenden Angestellten, 

3. den Haushaltsplan und den Jahresabschluß, 

4. die Aufnahme von Krediten, 

5. die Bestimmung der Rechnungsprüfer für die Haushaltsrechnung. 

Außerdem führt ein Vorstandsmitglied der Bundesanstalt den Vor- 
sitz in der Tarif kommission, die vom Bundesminister für Verkehr 
vor der Festsetzung von Tarifen zu hören ist. 

Rechtliche Bedenken gegen die Errichtung einer Bundesanstalt be- 
stehen entgegen der Auffassung des Deutschen Bundesrats nicht. 
Gemäß Artikel 87 Absatz 3 Satz 1 des Grundgesetzes können für 
Angelegenheiten, für die dem Bunde die Gesetzgebung zusteht, bun- 
desunmittelbare Körperschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts durch Bundesgesetz errichtet werden. Diese Ermächtigung ist 
nicht an die Feststellung eines „dringenden Bedarfs“ gebunden, der 
nur dann besonders festzustellen wäre, wenn zur Durchführung 
neuer Aufgaben bundeseigene Mittel- und Unterbehörden mit Zu- 
stimmung des Bundesrats und der Mehrheit der Mitglieder des Bun- 
destags errichtet werden sollen. Es ist aber nicht beabsichtigt, bundes- 
eigene Mittel- und Unterbehörden zu errichten. 

III. 

Der Entwurf berücksichtigt nicht genügend die Belange der Finanz- 
verwaltung. 

1. Er enthält keine Vorschriften über die gebotene Mitwirkung der - 
zuständigen Finanzminister der Länder bei der Gestaltung der 
Haushaltspläne und bei der Erteilung der Entlastung der Länder- 
anstalten und keine Vorschrift über die gebotene Prüfung der 
Haushaltsrechnungen durch die Rechnungshöfe der Länder. 

2. Gegen die Errichtung von Landesanstalten anstelle nur einer 
Bundesanstalt bestehen auch aus Gründen der gebotenen ord- 
nungsmäßigen Erhebung der Beförderungsteuer Bedenken. Seit 
dem Aufhören der Tätigkeit des Reichs-Kraftwagen-Betriebs Ver- 
bandes (Mai 1945) liegt infolge der im Güterfernverkehr einge- 
tretenen Unordnung auch die Entrichtung der Beförderungsteuer 
im Güterfernverkehr sehr im argen. Das hat ständig zu nicht 
abzuschätzenden Steuerausfällen geführt. 

Es bedarf einer straffen Aufsicht, um in dieser Beziehung wieder zu 
geordneten Zuständen zu kommen. Der Regierungsentwurf überträgt 
die Überwachung des Güterfernverkehrs einer Bundesanstalt. Der 
Entwurf schreibt im § 47 Absatz 1 Ziffer 2 vor, daß die Bundes- 
anstalt insbesondere darüber zu wachen hat, daß die für den Güter- 
fernverkehr gesetzlich vorgeschriebene Beförderungsteuer abgeführt 
wird. Er schreibt weiter vor, daß an der Aufsicht des Bundesver- 
kehrsministers über die Bundesanstalt der Bundesfinanzminister zu 
beteiligen ist, soweit es sich um die Erfüllung dieser Aufgabe der 
Bundesanstalt handelt (§ 67 Absatz 1). Demgegenüber erwähnt der 
Bundesratsentwurf die Beförderungsteuer mit keinem Wort. Er 
schreibt zwar im § 47 u. a. vor, daß die Landesanstalt alle am Be- 
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förderungs vertrag Beteiligten hinsichtlich der Erfüllung ihrer gesetz- 
lichen Pflichten zu überwachen hat, worunter auch die Pflicht zur 
ordnungsmäßigen Entrichtung der Beförderungsteuer fallen würde. 
Es liegt aber auf der Hand, daß die Überwachung durch eine Mehr- 
heit von selbständigen Landesanstalten nicht im gleichen Maße die 
Wahrung der Belange der Finanzverwaltung gewährleistet als die 
Überwachung durch eine Bundesanstalt, an deren Beaufsichtigung 
der Bundesfmanzminister nach dem Regierungsentwurf beteiligt ist'. 
Der Regierungsentwurf sieht ferner im § 30 Absatz 1 auch die 
Möglichkeit der Abrechnung der Beförderungsentgelte durch die 
Bundesanstalt vor. Mit dieser Vorschrift soll erreicht werden, daß 
die Zahl der Unternehmer, die ihre Beförderungsentgelte selbst ab- 
rechnen, möglichst gering gehalten wird. Das ist im Interesse einer 
einfachen Steuererhebung wünschenswert. Demgegenüber enthält der 
Bundesratsentwurf keine gleichartige Regelung. Er enthält gar keine 
Regelung über die Abrechnung der Beförderungsentgelte, an die die 
noch zu erlassenden Durchführungsbestimmungen über die Entrich- 
tung der Beförderungsteuer geknüpft werden könnten. 

Zusammenfassung 

Trotz der weitgehenden Übereinstimmung in zahlreichen Einzel- 
fragen, die zwischen der Bundesregierung und den Ländern erzielt 
werden konnte, hält die Bundesregierung die näher dargelegten 
Punkte für so schwerwiegend, daß sie sich entschloß, den eigenen 
Entwurf dem Bundestag zur Behandlung vorzulegen. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß der Entwurf des Deutschen Bundes- 
rats wegen der vorgeschlagenen Errichtung von Landesanstalten 
keine brauchbare Rechtsgrundlage darstellt und daß die Herein- 
nahme der Nahverkehrsregelung in dieses Gesetz die Verabschiedung 
stark verzögern, und daß eine solche Verzögerung ernste Gefahren 
für die Deutsche Bundesbahn und den gewerblichen Güterfernver- 
kehr, damit aber auch für die gesamte Volkswirtschaft, zur Folge 
haben würde. Darüber hinaus kann die Bundesregierung auch einer 
so weitgehenden Reglementierung des Güternahverkehrs ohne ein- 
gehende Verhandlungen mit den Beteiligten nicht zustimmen. 
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